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Der besondere Kündigungsschutz

Verfahren
Ist das Ziel der Arbeitsplatzsicherung nicht erreichbar, 
hat der Arbeitgeber die Zustimmung zur Kündigung beim 
Integrationsamt zu beantragen.

• Integrationsamt ermittelt den Sachverhalt  
und hört dazu:
– den schwerbehinderten Arbeitnehmer
– den Arbeitgeber 
– die Schwerbehindertenvertretung
– den Betriebs- bzw. Personalrat

• Das Integrationsamt wirkt in jeder Lage des Verfah -
rens auf eine gütliche Einigung hin, falls erforderlich 
auf Grund mündlicher Verhandlung.

• Integrationsamt schaltet falls erforderlich Fachleute 
ein, z. B.
– Fachdienste
– Gesundheitsamt, Arbeits- und Fachmediziner

• Sofern eine gütliche Einigung nicht zustande kommt, 
entscheidet das Integrationsamt unter Abwägung der 
Interessen 

Überblick
Anerkannte schwerbehinderte Menschen und ihnen 
gleichgestellte Menschen sind im besonderem Maße vor 
Kündigung geschützt.

Der besondere Kündigungsschutz nach dem Sozialge-
setzbuch - Neuntes Buch - (SGB IX) dient dazu, die Be-
schäftigung oder Ausbildung schwerbehinderter Men-
schen auf geeigneten Arbeits- oder Ausbildungsplätzen 
zu sichern. 

Einem schwerbehinderten Arbeitnehmer kann nur dann 
gekündigt werden, wenn zuvor das Integrationsamt zuge-
stimmt hat.

Auch eine Änderungskündigung, die mit dem Angebot 
der Weiterbeschäftigung zu anderen Bedingungen ver-
bunden ist, ist zustimmungspflichtig. 

Prävention
Der Arbeitgeber schaltet die Schwerbehindertenvertre-
tung und den Betriebs- bzw. Personalrat ein bei Schwie-
rigkeiten im Arbeitsverhältnis, die zur Gefährdung des Ar-
beitsplatzes führen können.

Ziel ist die Arbeitsplatzsicherung unter Nutzung aller in-
ner- und außerbetrieblichen Hilfen.
 

Entscheidungspraxis
Wegen der Verschiedenheit der Einzelfälle ist eine ver-
bindliche und allgemeingültige Festlegung von Ent-
scheidungskriterien nicht möglich.
• Behinderungsbedingte Schwierigkeiten am Arbeits-

platz oder behinderungsbedingtes Fehlverhalten und 

– des behinderten 
Arbeitnehmers an der 
Erhaltung des 
Arbeitsverhältnisses 

– des Arbeitgebers an der 
Wirtschaftlichkeit des 
Arbeitsplatzes

die oftmals geringen Vermittlungschancen werden 
vom Integrationsamt bei der Entscheidung beson-
ders berücksichtigt.

 Das Integrationsamt wird daher auch prüfen, ob 
zwischen dem vom Arbeitgeber vorgetragenen Kün-
digungsgrund und der anerkannten Behinderung 
des Arbeitnehmers ein Zusammenhang besteht.

Rechtsmittel
Die Entscheidung wird dem schwerbehinderten Arbeit-
nehmer und dem Arbeitgeber zugestellt.
• Stimmt das Integrationsamt zu, dann kann der Ar-

beitgeber die Kündigung nur innerhalb eines Monats 
aussprechen. Ein betroffener schwer behinderter 
Arbeitnehmer kann gegen die Entscheidung Wider-
spruch einlegen. Gleichzeitig kann er vom Arbeits-
gericht die Rechtmäßigkeit der ausgesprochenen 
Kündigung überprüfen lassen.

• Der Arbeitgeber kann sich ebenfalls mit Widerspruch 
gegen eine Versagung der Zustimmung wenden.

Ausnahmen
Der besondere Kündigungsschutz gilt z. B. nicht,
• wenn der Arbeitnehmer noch keine 6 Monate 

beschäftigt ist
• wenn ein befristetes Arbeitsverhältnis ausläuft, 

einschließlich bei Berufsausbildungsverhältnissen
• bei Entlassung aus Witterungsgründen  

(mit Wiedereinstellungszusage)
• bei einvernehmlicher Beendigung (Aufhebungs ver trag) 

Hier wird eine vorherige Beratung mit der Agentur für 
Arbeit und dem Integrationsamt empfohlen. 
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